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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt

(KOM(2004)0002 – C6‑0069/2004 – 2004/0001(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

–
in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (KOM(2004)0002)
,

–
gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und die Artikel 47(2), 55, 71 und 80(2) des EG-Vertrags, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C6‑0069/2004),

–
gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

–
in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz sowie der Stellungnahmen des Haushaltskontrollausschusses und des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A6‑0000/2005),

1.
billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2.
fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, diesen Vorschlag entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3.
beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission zu übermitteln.

	Vorschlag der Kommission
	
	Abänderungen des Parlaments


<Amend>Änderungsantrag <NumAm>1</NumAm>
<Article>Artikel 1</Article>
	Diese Richtlinie stellt allgemeine Bestimmungen auf, die die Wahrnehmung der Nieder​lassungsfreiheit durch Dienstleistungserbringer sowie den freien Dienstleistungsverkehr erleichtern sollen.
	Diese Richtlinie stellt allgemeine Bestimmungen auf, die die Wahrnehmung der Niederlassungsfreiheit durch Dienstleistungserbringer sowie den freien Dienstleistungsverkehr bei gleichzeitiger Wahrung eines hohen Qualitätsniveaus der Dienstleistungen erleichtern sollen.

	
	Diese Richtlinie hat keinerlei Auswirkungen auf das Arbeitsrecht - einschließlich Tarifabkommen und anderer auf Beschäftigungsverhältnisse anzuwendender Gesetzgebung - noch die Sozialversicherungs-Gesetzgebung  in den Mitgliedstaaten.


Begründung

Dient der Klarstellung des Anwendungsbereichs. 

Der Hinweis auf die Wahrung eines hohen Qualitätsniveaus entspricht den sozialen Bestrebungen der Lissabon-Agenda und steht im Einklang mit den Zielen der Union entsprechend Artikel 136 und 137 EGV. 

Die Richtlinie sollte nicht mit dem Arbeitsrecht oder anderen damit in Zusammenhang stehenden Regelungen, wie z. B.  Tarifvereinbarungen, kollidieren.  

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>2</NumAm>
<Article>Artikel 2</Article>
	1. Diese Richtlinie gilt für Dienstleistungen, die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden.
	1. Innerhalb des durch Artikel 1 gesetzten Rahmens gilt diese Richtlinie für kommerzielle  Dienstleistungen, die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden.

	
	(1a) Diese Richtlinie gilt nicht für Dienstleistungen im allgemeinen  Interesse, die von den Mitgliedstaaten in Erfüllung ihrer gemeinwohlorientierten Pflichten erbracht werden oder für Dienstleistungen, bei deren Erbringung die Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft an den Dienstleistungserbringer spezifische Anforderungen zur ordnungsgemäßen Erfüllung bestimmter Gemeinwohlaufgaben stellen,  und für die folgende Kriterien gelten:

	
	- die Versorgungssicherheit ,

	
	- die allgemeine Zugänglichkeit,

	
	- die flächendeckende Versorgung,

	
	- die Kontinuität,

	
	- die Erschwinglichkeit,

	
	- die Rechtssicherheit,

	
	- die Nachhaltigkeit,

	
	- der territoriale und soziale Zusammenhalt der Gesellschaft,

	
	- die Bildung und die kulturelle Vielfalt.

	
	(1b) Diese Richtlinie gilt nicht für Dienstleistungen, die zur Sicherung oder zum Erhalt öffentlicher Interessen ganz oder zum Teil von einem Mitgliedstaat oder von regionalen bzw. lokalen Behörden garantiert oder finanziert sind.

	
	 (1c) Diese Richtlinie gilt nicht für Dienstleistungen, die kommerziell sind, aber das Ziel eines allgemeinen Interesses verfolgen und daher spezifischen Anforderungen der öffentlichen Hand unterliegen, insbesondere nicht für:  

	
	(a) Gesundheits- und soziale Dienstleistungen, sowie andere Sozialdienste und wohlfahrtsstaatliche Dienstleistungen; 

	
	(b) Bildungs- und kulturelle Dienstleistungen;

	
	(c) audiovisuelle Dienstleistungen.

	
	(1d) Diese Richtlinie gilt nicht für Berufe und Tätigkeiten, welche andauernd oder vorübergehend mit der Ausübung öffentlicher Gewalt  verbunden sind. 

	2. Die Richtlinie findet keine Anwendung auf folgende Tätigkeiten:
	2. Diese Richtlinie findet außerdem keine Anwendung auf Dienstleistungsbereiche, die durch sektorale Richtlinien abgedeckt werden.

	a) die in Artikel 2 Buchstabe b) der Richtlinie 2002/65/EG genannten Finanz​dienstleistungen;
	

	b) Dienstleistungen und Netze der elektronischen Kommunikation sowie zugehörige Einrichtungen und Dienste in den Bereichen, die in den Richtlinien 2002/19/EG1, 2002/20/EG2, 2002/21/EG3, 2002/22/EG4 und 2002/58/EG5 des Europäischen Parlaments und des Rates geregelt sind;
	

	c) die Dienstleistungen auf dem Gebiet des Verkehrs soweit sie durch andere, auf Artikel 71 oder Artikel 80 Absatz 2 EG-Vertrag gestützte Gemeinschafts​rechtsakt geregelt sind.
	

	3. Die Richtlinie gilt nicht für das Steuerwesen, mit Ausnahme der Artikel 14 und 16 soweit die dort aufgeführten Beschränkungen nicht von einem Gemeinschaftsrechts​akt zur Steuerharmonisierung erfasst sind.
	3. Die Richtlinie gilt nicht für das Steuerwesen, mit Ausnahme des Verbotes der Diskriminierung der Artikel 14 und 20;

	
	(3a) Die Richtlinie gilt weder für Gewinnspiele, die einen geldwerten Einsatz bei Glückspielen verlangen, einschließlich Lotterien und Wetten, noch für den Zugang zu Tätigkeiten zur gerichtlichen und außergerichtlichen Beitreibung von Forderungen.

	1 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 7.
	

	2 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 21.
	

	3 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 33.
	

	4 ABl. L 108 vom 24.04.2002, S. 51.
	

	5 ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>3</NumAm>
<Article>Artikel 3 Absatz 2</Article>
	Die Mitgliedstaaten setzen die Bestimmungen dieser Richtlinie in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des EG-Vertrags über die Niederlassungs- und die Dienstleistungsfreiheit um.
	Die Mitgliedstaaten setzen die Bestimmungen dieser Richtlinie in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des EG-Vertrags über die Niederlassungs- und die Dienstleistungsfreiheit um.

	Diese Richtlinie schließt die Anwendung der Bestimmungen anderer Gemeinschaftsrechtsakte auf die von ihnen erfassten Dienstleistungen nicht aus.
	Diese Richtlinie beeinträchtigt auf keinen Fall die Anwendung der Bestimmungen anderer Gemeinschaftsrechtsakte auf die von ihnen erfassten Dienstleistungen.

	
	Diese Richtlinie beeinträchtigt nicht die Anwendung gesetzlicher oder sonstiger Gemeinschaftsinitiativen im Bereich des Verbraucherschutzes, des Arbeitsrechts und des Schadensersatzrechts.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>4</NumAm>
<Article>Artikel 4 Ziffer 10</Article>
	10) „Krankenhausversorgung“ die medizinischen Behandlungen, die nur innerhalb einer medizinischen Einrichtung erbracht werden können und für die grundsätzlich eine stationäre Aufnahme der Person, die diese Behandlung erhält, erforderlich ist. Die Zielsetzung, die Organisation, und die Art der Finanzierung der medizinischen Einrichtung sind für die Einordnung der betreffenden Behandlung unerheblich;
	entfällt


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>5</NumAm>
<Article>Artikel 16</Article>
	Herkunftslandprinzip
	Prinzip der gegenseitigen Anerkennung

	1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Dienstleistungserbringer lediglich den Bestimmungen ihres Herkunftsmitgliedstaates unterfallen, die vom koordinierten Bereich erfasst sind.
	1. Ein Teilnehmer am Wirtschaftsleben, der eine Dienstleistung in einem Mitgliedstaat im Einklang mit dessen Gesetzgebung erbringt, darf die gleiche Dienstleistung in einem anderen Mitgliedstaat ungehindert anbieten.

	Unter Unterabsatz 1 fallen die nationalen Bestimmungen betreffend die Aufnahme und die Ausübung der Dienstleistung, die insbesondere das Verhalten der Dienst​leistungserbringer, die Qualität oder den Inhalt der Dienstleistung, die Werbung, die Verträge und die Haftung der Dienstleistungserbringer regeln.
	

	
	(1a) Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung findet keine Anwendung auf gesetzliche oder tarifvertragliche Vorschriften des Ziellandes im Bereich des Verbraucherschutzes, des Umweltschutzes oder des Arbeitsrechts, insbesondere nicht  für die Entlohnung, die Arbeitsbedingungen sowie Sicherheits-  und Gesundheitsmaßnahmen am Arbeitsplatz. Außerdem  findet das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung keine  Anwendung auf das Schadensersatzrecht. 

	
	(1b) Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung findet Anwendung auf  Geschäftsdienstleistungen gemäß der Liste in   Anhang  1 A und für solche Dienstleistungen gemäß der Liste in Anhang 1B, die sowohl im Handelsverkehr als auch für Verbraucher  erbracht werden. 

	2. Der Herkunftsmitgliedstaat ist dafür verantwortlich, den Dienstleistungserbringer und die von ihm erbrachten Dienstleistungen zu kontrollieren, auch wenn er diese in einem anderen Mitgliedstaat erbringt.
	2. Das Zielland ist dafür verantwortlich, den Dienstleistungserbringer und die von ihm erbrachte Dienstleistung, in enger Zusammenarbeit mit dem Herkunftsmitgliedstaat des Dienstleistungsanbieters, wie in Artikel 35 vorgesehen, zu kontrollieren. 

	
	(2a) Das Zielland kann sich der Erbringung einer Dienstleistung durch einen Anbieter, der in einem anderen Mitgliedstaat im Einklang mit dessen Gesetzgebung niedergelassen ist, entgegensetzen, wenn: 

	
	- dem Gründe im allgemeinen Interesse entgegenstehen, insbesondere der Sozialpolitik, des Verbraucherschutzes, des Umweltschutzes, der öffentlichen Sicherheit, der Volksgesundheit und der öffentlichen Ordnung; 

	
	- die Regeln dafür verhältnismäßig, allgemein anwendbar und  geschäftsbezogen sind; und  

	
	- dieses Interesse nicht bereits durch Vorschriften, die auf den Dienstleistungserbringer in dessen Herkunftsland anwendbar sind, sichergestellt ist. 

	3. Die Mitgliedstaaten dürfen den freien Verkehr von Dienstleistungen, die von einem in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden, nicht aus Gründen einschränken, die in den koordinierten Bereich fallen, insbesondere nicht, indem sie diesen folgenden Anforderungen unterwerfen:
	

	a) der Pflicht, auf ihrem Hoheitsgebiet eine Niederlassung zu unterhalten;
	

	b) der Pflicht, bei ihren zuständigen Stellen eine Erklärung oder Meldung abzugeben oder eine Genehmigung zu beantragen; dies gilt auch für die Verpflichtung zur Eintragung in ein Register oder die Mitgliedschaft in einer Standesorganisation auf ihrem Hoheitsgebiet;
	

	c) der Pflicht, auf ihrem Hoheitsgebiet eine Anschrift oder eine Vertretung zu haben oder eine dort zugelassene Person als Zustellungsbevollmächtigten zu wählen;
	

	d) dem Verbot, auf ihrem Hoheitsgebiet eine bestimmte Infrastruktur zu errichten, einschließlich Geschäftsräumen, einer Kanzlei oder einer Praxis, die zur Erbringung der betreffenden Leistungen erforderlich ist;
	

	e) der Pflicht, die auf ihrem Hoheitsgebiet für die Erbringung einer Dienstleistung geltenden Anforderungen zu erfüllen;
	

	f) der Anwendung bestimmter vertraglicher Beziehungen zur Regelung der Beziehungen zwischen dem Dienstleistungserbringer und dem Dienstleistungs​empfänger, welche eine selbstständige Tätigkeit des Dienstleistungserbringers verhindert oder beschränkt;
	

	g) der Pflicht, sich von ihren zuständigen Stellen einen besonderen Ausweis für die Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit ausstellen zu lassen;
	

	h) Anforderungen betreffend die Verwendung von Ausrüstungsgegenständen, die integraler Bestandteil der Dienstleistung sind;
	

	i) der Beschränkung des freien Verkehrs der in Artikel 20, Artikel 23 Absatz 1 Unterabsatz 1 und Artikel 25 Absatz 1 genannten Dienstleistungen.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>6</NumAm>
<Article>Artikel 16 a (neu)</Article>
	
	Artikel 16a

	
	Informationsaustausch zu mitgliedstaatlichen Maßnahmen bezüglich Ausnahmen vom freien Dienstleistungsverkehr innerhalb der Gemeinschaft

	
	(1)  Ergreift ein Mitgliedstaat Maßnahmen entsprechend Artikel 16 Absatz 2a, die dem Prinzip der gegenseitigen Anerkennung gemäß Artikel 16 Absatz 1a entgegenstehen, setzt er die Kommission und den Herkunftsmitgliedstaat von dieser Absicht in Kenntnis und begründet, weshalb seiner Ansicht nach die zu ergreifenden Maßnahmen die Bedingungen entsprechend  Artikel 16 Absatz 2a erfüllen. 

	
	(2) Maßnahmen im Einzelfall können frühestens fünfzehn Arbeitstage nach der Mitteilung gemäß Absatz 1 getroffen werden.

	
	(3) Unbeschadet der Möglichkeit des Mitgliedstaates, nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 2 die betreffenden Maßnahmen zu ergreifen, muss die Kommission unver​züglich prüfen, ob die mitgeteilten Maßnahmen mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind.

	
	Kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass dies nicht der Fall ist, kann sie den betreffenden Mitgliedstaat auffordern, von den beabsichtigten Maßnahmen Abstand zu nehmen oder sie unverzüglich aufzuheben.

	
	(4) In dringenden Fällen kann der Mitgliedstaat, der beabsichtigt, eine Maßnahme zu ergreifen, von den Absätzen 1 und 2 abweichen. In diesem Fall sind die Maßnahmen unverzüglich unter Begründung der Dringlichkeit der Kommission und dem Herkunftsmitgliedstaat mitzuteilen.


(Teile dieses Textes stammen von Artikel 37)

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>7</NumAm>
<Article>Artikel 16 b (neu)</Article>
	
	Artikel 16b

	
	Ergänzende Harmonisierung

	
	(1) Die Europäische Kommission schlägt Mindeststandards der Harmonisierung für folgende Bereiche vor: 

	
	(a) Dienstleistungssektoren, die nach Artikel 2 Absatz 1c Buchstabe a vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgeschlossen sind;

	
	(b) Dienstleistungssektoren, auf die das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung entsprechend Artikel 16 Anwendung findet, gemäß der Auflistung in den Anhängen IA und IB;  

	
	(c) Regelungen für die Ausführung von Geldtransporten sowie von Leichentransporten; 

	
	(d) die in Artikel 39 genannten Fragen, für die vor Ablauf der Umsetzungsfrist keine Verhaltenskodizes erarbeitet werden konnten, oder bei denen die Verhaltenskodizes das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes nicht garantieren konnten;

	
	(e) die Fragen, die bei der in Artikel 41 vorgesehenen gegenseitigen Evaluierung aufgeworfen werden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>8</NumAm>
<Article>Artikel 16 c (neu)</Article>
	
	Artikel 16c

	
	Anwendung des Herkunftslandprinzips

	
	Diese Richtlinie berührt nicht die Anwendung des Herkunftslandprinzips in bestehenden Richtlinien, wie zum Beispiel die Richtlinie Fernsehen ohne Grenzen (89/552/EWG)1 oder die Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr (2000/31/EG)2. 

	
	1 Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit

	
	2 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>9</NumAm>
<Article>Artikel 17</Article>
	Allgemeine Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip
	Ziellandprinzip

	Artikel 16 findet keine Anwendung auf 
	

	1) die von Artikel 2 Nummer 1) der Richtlinie 97/76/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1 erfassten Postdienste;
	Für Verbraucher bestimmte Dienstleistungen entsprechend Anhang I C müssen in Einklang mit den Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Ziellandes stehen. 

	
	Auf jeden Fall gilt Artikel 17 immer für die durch Artikel 16 Absatz 1a abgedeckten Bereiche, insbesondere für:  

	2) die von Artikel 2 Nummer 5) der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates2 erfassten Dienste der Elektrizitätsversorgung;
	

	3) die von Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates3 erfassten Dienste der Gasversorgung;
	

	4) die Dienste der Wasserversorgung;
	

	5) die Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 96/71/EG fallen;
	- Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 96/71/EG fallen, betreffend die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen;

	6) die Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates4 fallen;
	- Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates4 fallen, betreffend den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und des freien Datenverkehrs;

	7) die Angelegenheiten, die unter die Richtlinie 77/249/EWG des Rates5 fallen;
	

	8) die Bestimmungen des Artikels […] der Richtlinie …/.../EG des Europäischen Parla​ments und des Rates [zur Anerkennung der Berufsqualifikationen];
	

	9) die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, die das anwendbare Recht festlegen;
	

	10) die Bestimmungen der Richtlinie …/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates [zum Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen auf freie Einreise und Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG], die Verwaltungsformalitäten vorsehen, welche die Begünstigten bei den zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats erfüllen müssen;
	- die Bestimmungen der Richtlinie …/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates [zum Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen auf freie Einreise und Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG], die Verwaltungsformalitäten vorsehen, welche die Begünstigten bei den zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats erfüllen müssen;

	11) die vom Entsendestaat unter den Bedingungen des Artikels 25 Absatz 2 auferlegte Verpflichtung, ein Visum für einen kurzzeitigen Aufenthalt zu besitzen;
	- die vom Entsendestaat unter den Bedingungen des Artikels 25 Absatz 2 auferlegte Verpflichtung, ein Visum für einen kurzzeitigen Aufenthalt zu besitzen;

	12) die in Artikel 3 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates6 vorgesehenen Genehmigungserfordernisse;
	- die in Artikel 3 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates6 vorgesehenen Genehmigungserfordernisse zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäischen Gemeinschaft;

	13) die Urheberrechte, die verwandten Schutzrechte und die Rechte im Sinne der Richtlinie 87/54/EWG des Rates7 und der Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates8 sowie die Rechte an gewerblichem Eigentum;
	- die Urheberrechte, die verwandten Schutzrechte, die Gesellschaften zur Verwertung dieser Rechte und die Rechte im Sinne der Richtlinie 87/54/EWG des Rates7 und der Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates8 sowie die Rechte an gewerblichem Eigentum;

	14) die Rechtsakte, für die die Mitwirkung eines Notars gesetzlich vorgeschrieben ist;
	

	15) die gesetzlich vorgeschriebene Buchprüfung;
	- die gesetzlich vorgeschriebene Buchprüfung;

	16) die Dienstleistungen, die in dem Mitgliedstaat, in den sich der Dienstleistungserbringer zwecks Erbringung seiner Dienstleistung begibt, unter ein generelles Verbot fallen, das aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt ist;
	

	17) die spezifischen Anforderungen in dem Mitgliedstaat, in den sich der Dienstleistungserbringer zwecks Erbringung seiner Dienstleistung begibt, die unmittelbar mit den besonderen Merkmalen des Ortes der Dienstleistungserbringung verknüpft sind, und deren Beachtung unerlässlich ist zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit oder zum Schutz der öffentlichen Gesundheit oder der Umwelt;
	

	18)
die Genehmigungsregelung bezüglich der Kostenerstattung für die Krankenhaus​versorgung;
	

	19) die Zulassung von Fahrzeugen, die in einem anderen Mitgliedstaat geleast wurden;
	- die Zulassung von Fahrzeugen, die in einem anderen Mitgliedstaat geleast wurden;

	20) die Freiheit der Rechtswahl für Parteien eines Vertrages;
	- die Freiheit der Rechtswahl für Parteien eines Vertrages;

	21) die von Verbrauchern geschlossen Verträge, die die Erbringung von Dienstleistungen zum Gegenstand haben, sofern die auf diese anwendbaren Bestimmungen auf Gemeinschaftsebene nicht vollständig harmonisiert sind;
	

	22) die formale Gültigkeit von Verträgen, die Rechte an Immobilien begründen oder übertragen, sofern diese Verträge nach dem Recht des Mitgliedstaates, in dem sich die Immobilie befindet, zwingenden Formvorschriften, unterliegen;
	

	23) die außervertragliche Haftung des Dienstleistungserbringers im Falle eines im Rahmen seiner Tätigkeit eingetretenen Unfalls gegenüber einer Person in dem Mitgliedstaat, in den sich der Dienstleistungserbringer zwecks Erbringung seiner Dienstleistung begibt.
	

	
	- die Art und Weise der Ausübung von Geldtransporten und Leichentransporten. 

	1 ABl. L 15 vom 21.1.1998, S. 14.
	

	2 ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 37.
	

	3 ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 57.
	

	4 ABl. L 281 vom 28.11.1995, S. 1.
	4 ABl. L 281 vom 28.11.1995, S. 1.

	5 ABl. L 78 vom 26.3.1977, S. 17.
	

	6 ABl. L 30 vom 6.2.1993, S. 1.
	6 ABl. L 30 vom 6.2.1993, S. 1.

	7 ABl. L 24 vom 27.1.1987, S. 36.
	

	8 ABl. L 77 vom 27.3.1996, S. 20.
	8 ABl. L 77 vom 27.3.1996, S. 20.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>10</NumAm>
<Article>Artikel 18</Article>
	Vorübergehende Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip
	entfällt

	1. Artikel 16 findet während eines Übergangszeitraums keine Anwendung auf:
	

	a) die Modalitäten zur Durchführung von Geldtransporten;
	

	b) Gewinnspiele, die einen geldwerten Einsatz bei Glücksspielen verlangen, einschließlich Lotterien und Wetten;
	

	c) die Aufnahme von Tätigkeiten zur gerichtlichen Beitreibung von Forderungen.
	

	2. Mit Inkrafttreten der in Artikel 40 Absatz 1 genannten Rechtsakte finden die Ausnahmen des Absatzes 1 Buchstabe a) und c) des vorliegenden Artikels keine Anwendung mehr und jedenfalls nicht über den 1. Januar 2010 hinaus.
	

	3. Mit Inkrafttreten des in Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe b) genannten Rechtsaktes findet die Ausnahme des Absatzes 1 Buchstabe b) des vorliegenden Artikels keine Anwendung mehr.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>11</NumAm>
<Article>Artikel 19</Article>
	Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip im Einzelfall
	entfällt

	1. Die Mitgliedstaaten können abweichend von Artikel 16 ausnahmsweise hinsichtlich eines in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringers Maßnahmen ergreifen, die sich auf einen der folgenden Bereiche beziehen:
	

	a) die Sicherheit der Dienstleistungen, einschließlich der mit der öffentlichen Gesundheit zusammenhängenden Aspekte;
	

	b) die Ausübung einer Tätigkeit im Gesundheitswesen;
	

	c) den Schutz der öffentlichen Ordnung, insbesondere die mit dem Schutz Minderjähriger zusammenhängenden Aspekte.
	

	2. Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können nur unter Einhaltung des Verfahrens der gegenseitigen Unterstützung nach Artikel 37 und unter folgenden Voraus​setzungen ergriffen werden:
	

	a) die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, aufgrund derer die Maßnahme getroffen wird, waren nicht Gegenstand einer Harmonisierung auf Gemein​schaftsebene in den in Absatz 1 genannten Bereichen;
	

	b) die Maßnahme bewirkt für den Dienstleistungserbringer einen größeren Schutz als diejenigen, die der Herkunftsmitgliedstaat aufgrund seiner innerstaatlichen Vorschriften ergreifen würde;
	

	c) der Herkunftsmitgliedstaat hat keine beziehungsweise hat im Hinblick auf Artikel 37 Absatz 2 unzureichende Maßnahmen ergriffen;
	

	d) die Maßnahme muss verhältnismäßig sein.
	

	3. Die Absätze 1 und 2 berühren nicht die in den Gemeinschaftsrechtsakten festgelegten Bestimmungen zur Gewährleistung der Dienstleistungsfreiheit oder zur Gewährung von Ausnahmen von dieser Freiheit.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>12</NumAm>
<Article>Artikel 23</Article>
	Erstattung von Behandlungskosten
	entfällt

	1. Die Mitgliedstaaten dürfen die Kostenerstattung für außerhalb eines Krankenhauses erfolgte Behandlungen nicht an die Erteilung einer Genehmigung knüpfen, sofern die Kosten für diese Behandlung, wenn sie auf ihrem Hoheitsgebiet durchgeführt worden wäre, im Rahmen ihres Systems der sozialen Sicherheit erstattet würden;
	

	Auf Patienten, die in einem anderen Mitgliedstaat Behandlung außerhalb des Krankenhauses erhalten haben, können die Bedingungen und Verfahren angewendet werden, denen die Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet die Gewährung von außerhalb eines Krankenhauses erfolgenden Behandlungen unterwerfen, wie insbesondere die Anforderung, vor der Behandlung durch eine Spezialarzt einen Arzt für Allgemeinmedizin zu konsultieren oder die Modalitäten der Kostenübernahme für bestimmte Zahnbehandlungen.
	

	2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Genehmigung für die Kostenübernahme für eine Krankenhausversorgung in einem anderen Mitgliedstaat durch ihr System der sozialen Sicherheit nicht verweigert wird, sofern diese Behandlungen zu denen gehören, die in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaat der Versicherungszugehörigkeit vorgesehen sind, und sofern sie nicht in einem in Anbetracht des derzeitigen Gesundheitszustands des Patienten und des voraussichtlichen Verlaufs der Krankheit medizinisch angemessenen Zeitraum erbracht werden können.
	

	3. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der von ihrem System der sozialen Sicherheit gewährte Erstattungsbetrag für Behandlungen in einem anderen Mitgliedstaat nicht niedriger ist als der, den ihre Sozialversicherung für ähnliche Behandlungen vorsieht, die auf ihrem Hoheitsgebiet durchgeführt werden.
	

	4. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass ihre Genehmigungsregelungen für die Kostenerstattung für in einem anderen Mitgliedstaat erfolgte Behandlungen mit den Artikeln 9, 10, 11 und 13 vereinbar sind.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>13</NumAm>
<Article>Artikel 24</Article>
	Besondere Bestimmungen über die Entsendung von Arbeitnehmern
	entfällt

	1. Entsendet ein Dienstleistungserbringer einen Arbeitnehmer in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates, um dort eine Dienstleistung zu erbringen, führt der Entsendemitgliedstaat die Überprüfungen, Kontrollen und Untersuchungen durch, die notwendig sind, um die Einhaltung der Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, die aufgrund der Richtlinie 96/71/EG gelten, sicher zu stellen, und ergreift unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts Maßnahmen gegenüber dem Dienstleistungs​erbringer, der diese nicht einhält.
	

	Jedoch darf der Entsendemitgliedstaat dem Dienstleistungserbringer oder dem von ihm entsandten Arbeitnehmer im Hinblick auf die in Artikel 17 Nummer 5) genannten Punkte die folgenden Pflichten nicht auferlegen:
	

	a) die Pflicht, bei den zuständigen Stellen eine Genehmigung zu beantragen, sich dort eintragen zu lassen oder vergleichbaren Erfordernissen nachzukommen;
	

	b) die Pflicht, eine Erklärung abzugeben, außer Erklärungen bezüglich einer im Anhang der Richtlinie 96/71/EG genannten Tätigkeiten, die bis zum 31. De​zember 2008 aufrechterhalten werden können;
	

	c) die Pflicht, einen Vertreter auf seinem Hoheitsgebiet zu bestellen;
	

	d) die Pflicht, auf seinem Hoheitsgebiet oder unter den dort geltenden Bedingun​gen Sozialversicherungsunterlagen vorzuhalten oder aufzubewahren.
	

	2. In den in Absatz 1 genannten Fällen ist es Aufgabe des Herkunftsmitgliedstaates dafür zu sorgen, dass der Dienstleistungserbringer die erforderlichen Maßnahmen ergreift, um den zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates und des Entsendemitgliedstaates bis zu zwei Jahre nach Beendigung der Entsendung die folgenden Angaben machen zu können:
	

	a) die Identität des entsandten Arbeitnehmers;
	

	b) die Art der ihm übertragenen Aufgaben;
	

	c) die Anschrift des Dienstleistungsempfängers;
	

	d) den Ort der Entsendung;
	

	e) Beginn und Ende der Entsendung;
	

	f) die für den entsandten Arbeitnehmer geltenden Beschäftigungs- und Arbeits​bedingungen.
	

	In den in Absatz 1 genannten Fällen unterstützt der Herkunftsmitgliedstaat den Entsendemitgliedstaat dabei, die Einhaltung der gemäß der Richtlinie 96/71/EG geltenden Beschäftigungs‑ und Arbeitsbedingungen sicherzustellen, und dem Entsendemitgliedstaat von sich aus die in Unterabsatz 1 genannten Angaben zu liefern, wenn er konkrete Hinweise auf mögliche Verstöße des Dienstleistungs​erbringers gegen die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen hat.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>14</NumAm>
<Article>Artikel 37</Article>
	Gegenseitige Unterstützung bei Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip im Einzelfall
	entfällt

	1. Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, eine Maßnahme im Einzelfall gemäß Artikel 19 zu ergreifen, ist unbeschadet der gerichtlichen Verfahren die in den Absätzen 2 bis 6 des vorliegenden Artikels festgelegte Vorgehensweise einzuhalten.
	

	2. Der in Absatz 1 genannte Mitgliedstaat ersucht den Herkunftsmitgliedstaat, Maßnah​men gegen den betreffenden Dienstleistungserbringer zu ergreifen und übermittelt alle zweckdienlichen Informationen über die in Frage stehende Dienstleistung und den jeweiligen Sachverhalt.
	

	Der Herkunftsmitgliedstaat stellt unverzüglich fest, ob der Dienstleistungserbringer seine Tätigkeit rechtmäßig ausübt und überprüft den Sachverhalt, der Anlass des Ersuchens ist. Er teilt dem ersuchenden Mitgliedstaat unverzüglich mit, welche Maßnahmen getroffen wurden oder beabsichtigt sind oder aus welchen Gründen keine Maßnahmen getroffen wurden.
	

	3. Nachdem eine Mitteilung der Angaben gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 durch den Herkunftsmitgliedstaat erfolgt ist, unterrichtet der ersuchende Mitgliedstaat die Kommission und den Herkunftsmitgliedstaat über die von ihm beabsichtigten Maßnahmen, wobei er mitteilt: 
	

	a) aus welchen Gründen er die vom Herkunftsmitgliedstaat getroffenen oder beabsichtigten Maßnahmen für unzureichend hält;
	

	b) warum er der Auffassung ist, dass die von ihm beabsichtigten Maßnahmen die Voraussetzungen des Artikels 19 erfüllen.
	

	4. Maßnahmen im Einzelfall können frühestens fünfzehn Arbeitstage nach der Mitteilung gemäß Absatz 3 getroffen werden.
	

	5. Unbeschadet der Möglichkeit des Mitgliedstaates, nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 4 die betreffenden Maßnahmen zu ergreifen, muss die Kommission unver​züglich prüfen, ob die mitgeteilten Maßnahmen mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind.
	

	Kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass dies nicht der Fall ist, entscheidet sie, den betreffenden Mitgliedstaat aufzufordern, von den beabsichtigten Maßnahmen Abstand zu nehmen oder sie unverzüglich aufzuheben.
	

	6. In dringenden Fällen kann der Mitgliedstaat, der beabsichtigt, eine Maßnahme zu ergreifen, von den Absätzen 3 und 4 abweichen. In diesem Fall sind die Maßnahmen unverzüglich unter Begründung der Dringlichkeit der Kommission und dem Herkunftsmitgliedstaat mitzuteilen.
	


Begründung

Teile dieses Textes sind in Artikel 16 (a) neu aufgenommen worden. 

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>15</NumAm>
<Article>Artikel 40</Article>
	Ergänzende Harmonisierung
	entfällt

	1. Spätestens bis zum [1 Jahr nach Inkrafttreten der Richtlinie] prüft die Kommission die Möglichkeit, Vorschläge für harmonisierende Rechtsakte zu folgenden Punkten vorzulegen:
	

	a) die Modalitäten zur Durchführung von Geldtransporten;
	

	b) Gewinnspiele, die einen geldwerten Einsatz bei Glücksspielen verlangen, einschließlich Lotterien und Wetten im Lichte eines Berichtes der Kommission und einer breiten Konsultation der interessierten Kreise;
	

	c) die Aufnahme von Tätigkeiten zur gerichtlichen Beitreibung von Forderungen.
	

	2. Die Kommission prüft die Notwendigkeit ergänzender Initiativen oder von Vorschlägen für Rechtsakte im Interesse eines reibungslosen Funktionierens des Binnenmarktes für Dienstleistungen, insbesondere zu:
	

	a) den Fragen, die Gegenstand von Maßnahmen im Einzelfall waren, die die Not​wendigkeit einer Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene aufgezeigt haben;
	

	b) den in Artikel 39 genannten Fragen, für die vor Ablauf der Umsetzungsfrist keine Verhaltenskodizes erarbeitet werden konnten, oder bei denen die Verhaltenskodizes das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes nicht garantieren konnten;
	

	c) den Fragen, die bei der in Artikel 41 vorgesehenen gegenseitigen Evaluierung aufgeworfen werden;
	

	d) dem Schutz der Verbraucher und grenzüberschreitenden Verträgen.
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>16</NumAm>
<Article>Artikel 42 Absatz 3 a (neu)</Article>
	
	3a. Der Ausschuss prüft auf Initiative der Kommission oder auf Verlangen eines Mitgliedstaats Fragen bezüglich eventueller Abänderungen der Anhänge dieser Richtlinie. 

	
	Die Kommission teilt dem Europäischen Parlament unverzüglich jede Änderung der Anhänge dieser Richtlinie mit.  


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>17</NumAm>
<Article>Anhang I A (neu)
Dienstleistungen im Rahmen von Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b</Article>
	Anhang I A





CPC-Bezugs-Nummer

1.
GESCHÄFTSDIENSTLEISTUNGEN

Abschnitt B

B.
Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen                    84

C.
Dienstleistungen der Forschung und Entwicklung            85
D.
Dienstleistungen im Zusammenhang mit den Grundstücks- und Wohnungswesen
E.
Dienstleistungen im Rahmen von Leasing oder 

                        Vermietung ohne Fahrer                                 

83

F.
Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen
a.
Dienstleistungen im Rahmen der Werbung               

871

b.
Dienstleistungen im Rahmen der Markt- und           

864

864


Meinungsforschung      

c.
Dienstleistungen im Rahmen der Unternehmens-

                        
beratung


865      

d.
Sonstige Dienstleistung der Unternehmens-             

866

                        
beratung      

e.
Dienstleistungen im Rahmen der Untersuchung 

                         der physikalischen Eigenschaften           
          

8676      

f.
Dienstleistungen im Bereich der Landwirtschaft,

                        der gewerblichen Jagd und der Forstwirtschaft        

881

g.           
Dienstleistungen der Fischerei                                   
882


h.
Dienstleistungen mineralische Rohstoffe                

883+5115      

i.
Dienstleistungen der Verarbeitung
         

884+885





(Ausnahme 88442)

j.
Dienstleistungen der Energieverteilung
        

887

k.
Dienstsleistungen im Rahmen der Stellenver-

                        
mittlung                                                                     

872

l.
Dienstleistungen von Detekteien und                     

873

                        Schutzdiensten

m.
Dienstleistungen der wissenschaftlichen

                        und technischen Beratung                                       

8675 
          


n.
Wartung und Reparatur von Ausrüstungs-

                     
gegenständen (ausschließlich Schiffe, Flugzeuge

                      
und sonstige Beförderungsmittel)                      
633+



 


8861-8866      

o.
Gebäude - Reinigungsdienste


874
      

p.
Fotographische Dienstleistungen                               

875       

q.
Verpackungs-Dienstleistungen


876
      

r.
Dienstleistungen in den Bereichen Druck und

                        Veröffentlichung


88442 

s.
Dienstleistungen im Rahmen des Organisierens von 


Ausstellungen, Messen und Kongressen                        
87909*
t.
Sonstige Dienstleistungen                                           
8790

	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>18</NumAm>
<Article>Anhang I B (neu)
Dienstleistungen im Rahmen von Artikel 16, Absatz (1b)</Article>
Anhang I B

	3.
DIENSTLEISTUNGEN IM HOCHBAU UND VERBUNDENE                                             
TECHNISCHE DIENSTLEISTUNGEN

A.
Bauleistungen im Hochbau 

512

B.
Bauleistungen im Hoch-, Brücken-

                        und Tunnelbau und ähnliches                                   
513             
C.
Installation und Zusammenbau

514+516

D.
Bauvollendung und Abschlussarbeiten

517

E.
Sonstiges                                                                    
511+515+518

4.
VERTRIEBS-DIENSTLEISTUNGEN    

A.
Dienstleistungen der Handelsvermittlung              
621

B.
Dienstleistungen des Großhandels                          
622  

622

C.
Dienstleistungen des Einzelhandels                       
631+632



       
6111+6113+6121

D.
Franchising

8929

E.
Sonstige Dienstleistungen

	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>19</NumAm>
<Article>Anhang I C (neu)
Dienstleistungen im Rahmen von Artikel 17, Absatz 1

Anhang I C

</Article>
	6.
DIENSTLEISTUNGEN IM UMWELTBEREICH                        

A.
Dienstleistungen der Abwasserbeseitigung             
9401

B.
Dienstleistungen der Abfallbeseitigung


9402

C.
Dienstleistungen der Hygenisierung und vergleich-

                        bare Dienstleistungen                                                 

9403

D.
Sonstige Entsorgungsleistungen

9
DIENSTLEISTUNGEN IM BEREICH DES FREMDENVERKEHRS UND                                                    
DES REISENS
A.
Hotels und Restaurants (einschließl. Catering)

641-643

641-643

B.
Dienstleistungen von Reisebüros und

                       
Reiseveranstaltern                    


7471                                         

C.
Dienstleistungen von Reiseführern


7472

D.
Sonstige Reise- und Fremdenverkehrsleistungen           

10 
DIENSTLEISTUNGEN IN DEN BEREICHEN FREIZEITGESTALTUNG, KULTUR UND SPORT

D. 
Dienstleistungen in den Bereichen Sport und Freizeitgestaltung



</Amend>
BEGRÜNDUNG

I. Einleitung 

Am 11. November 2004 veranstaltete der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz eine öffentliche Anhörung zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rats über Dienstleistungen im Binnenmarkt. Während alle Beteiligten sich einig waren, dass der Binnenmarkt für Dienstleistungen weiter geöffnet werden muss, gingen die Meinungen über die anzuwendenden Instrumente weit auseinander. Die meisten Teilnehmer, auch die Berichterstatterin, argumentierten gegen unnötigen Protektionismus. Sie unterstützten jedoch hohe Qualitäts- und Schutzanforderungen, besonders im sozialen Bereich und den Bereichen des Umwelt- und Verbraucherschutzes, um einen fairen Wettbewerb zu garantieren.  

Die öffentliche Anhörung machte deutlich, dass dieser Vorschlag weit über das angegebene Ziel hinausgeht. In der jetzigen Form lässt der Vorschlag viele Fragen offen und gibt Anlass zu Rechtsunsicherheit.  

Am 21. Dezember 2004 stellte die Berichterstatterin ein Arbeitspapier vor, das folgende Problemfelder identifizierte: der Anwendungsbereich, das Herkunftslandsprinzip, die Kontrolle und die Kompatibilität mit dem acquis communautaire. Die Berichterstatterin ist der Überzeugung, dass in diesen Bereichen tief greifende Änderungen notwendig sind, damit ein breiter Konsens erzielt werden kann.

Um ein höheres Maß an Transparenz und Kooperation zu gewährleisten, wurde mit der Einrichtung einer ad hoc Arbeitsgruppe, eine für das EP neue Arbeitsmethode geschaffen. Unter der Federführung der Berichterstatterin fanden regelmäßige Treffen der Mitglieder des Binnenmarktausschusses, der Schattenberichterstatter, der Verfasser der Stellungnahmen,  und der Schattenberichterstatter der mitberatenden Ausschüsse statt. Diese Sitzungen dienten dazu, weitere Details aus anderen Bereichen des Vorschlags, die aus Zeitgründen nicht in den regulären Ausschusssitzungen besprochen werden konnten, intensiver zu diskutieren. Der Rat, die Kommission und der WSA haben ebenfalls die Möglichkeit in Anspruch genommen, ihre Meinung zu dem Vorschlag in der Arbeitsgruppe darzustellen.  Die Rückberichterstattung im Ausschuss durch die Berichterstatterin wurde öffentlich gemacht, damit nicht der Eindruck eines Arbeitsprozesses hinter verschlossen Türen entstehen konnte. 

Kommissar McCreevy hat in der Plenarsitzung des EP die eindeutige Aussage gemacht, dass die Kommission keinen neuen Vorschlag präsentieren wird. Darüber hinaus äußerte er, dass es der Wunsch der Kommission sei, dem Verlauf des Mitentscheidungsverfahrens loyal zu folgen und die Vorrechte des EP zu beachten. 

Das vorhandene Dokument ist ein weiteres gutes Beispiel der Kooperation und Transparenz im EP. Es dient dazu, eine erste Reihe von Änderungsvorschlägen zu den umstrittensten Teilen des Kommissionsvorschlags - dem Anwendungsbereich und dem Herkunftslandprinzip - vorzustellen. Das vorliegende Dokument wird daher die Diskussion im Ausschuss vereinfachen und vertiefen und die Lösungsvorschläge zu diesen beiden kontroversen Punkten behandeln. 

Der zweite Teil des Berichtsentwurfs wird in Kürze vorgestellt werden und wird das vorliegende Dokument mit den Änderungsvorschlägen zu den verbleibenden Bestimmungen des Kommissionsvorschlags, die einer Änderung bedürfen, ergänzen. Dieser Bericht wird dann auch aus Gründen der Kohärenz die nötigen Änderungen und Erwägungen entsprechend der Änderungsanträge des vorliegenden Textes mit einbeziehen. 

II. Zentrale Aspekte der Überarbeitung der Richtlinie

1. Der Anwendungsbereich der Richtlinie 

Der Anwendungsbereich der Richtlinie muss klar und eindeutig sein. Dies dient der Rechtssicherheit. Vielen Dienstleistungserbringern ist unklar, ob die von ihnen angebotene Dienstleistung unter die Richtlinie fällt oder nicht. Außerdem ist es notwendig, eine klare Grenze zwischen den unter diese Richtlinie fallenden Dienstleistungen und den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu ziehen, die in einer gesondert zu schaffenden Rahmenrichtlinie behandelt werden sollten. Ebenso ist es ein Gebot der Rechtssicherheit, eine klare Abgrenzung zu den  Dienstleistungen zu schaffen, die durch sektorale Richtlinien abgedeckt sind oder werden - wie zum Beispiel für die reglementierten Berufe, die durch die Richtlinie zur Anerkennung von Berufsqualifikationen (KOM(2002)0119) abgedeckt werden. 

a) die Definition von "Dienstleistung"

Generell stellt die Abgrenzung von Dienstleistungen, die unter den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen, und Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ein großes Problem dar. Bei der Öffnung des Dienstleistungsmarkts muss gerade der Besitzstand bei den Leistungen der Daseinsvorsorge, dem Schlüssel zum europäischen Sozialmodell, gewahrt werden. Eine klare und eindeutige Abgrenzung des Anwendungsbereichs der Richtlinie ist deshalb unbedingt notwendig. 

Die Kommission hat sich verpflichtet, bis Ende 2005 einen Bericht über die Machbarkeit und Notwendigkeit eines Rahmengesetzes zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse vorzulegen
. Solange es noch keinen klaren gemeinschaftlichen Rahmen für diese Dienstleistungen gibt - wie ihn auch der Verfassungsentwurf in Art. III-6 vorsieht - ist es sinnvoll, sie vom Anwendungsbereich des Richtlinienentwurfs herauszunehmen.

Häufig wurden Vorschläge gemacht, diese Abgrenzung durch Aufstellung einer Negativ- oder Positivliste einzelner Sektoren zu schaffen. Die Berichterstatterin sieht keine Möglichkeit dafür. Eine starre Aufzählung der Dienstleistungen, die zum jetzigen Zeitpunkt  im oder außerhalb des Anwendungsbereichs liegen, ist der falsche Ansatz und ein ungeeignetes Instrument für einen innovativen Sektor wie dem Dienstleistungsbereich. 

Leider ist es auch nicht möglich, eine klare europäische Definition von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu machen. Die Definitionsmacht liegt in der Hand der Mitgliedstaaten. Der Vertrag erkennt zwar den Stellenwert von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse für die EU an, enthält sich aber aus Subsidiaritätsgründen einer Definition (Art. 16 und 86,2 EGV).  

Aus diesem Grund hält es die Berichterstatterin für angezeigt, Kriterien anzuwenden, die zum einen die Dienstleistungen charakterisieren, die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen: kommerzielle bzw. Dienstleistungen gegen Entgelt und die das bisherige Kriterium der Wirtschaftlichkeit  ergänzen; und auf der anderen Seite die Kriterien, die die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse definieren, und deshalb den Ausschluss aus dem Anwendungsbereich dieser Richtlinie begründen. Im vorliegenden Bericht wird versucht, das von der Kommission im Weißbuch zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse bereits erwähnte Kriterium der Gemeinwohlverpflichtung und des Allgemeininteresses zu präzisieren.

b) Ausschluss aus dem Anwendungsbereich

Der Gesundheitsbereich muss vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgeschlossen werden, um einen eklatanten Widerspruch zu der auf Subsidiarität basierenden Kompetenzverteilung laut Art. 152-5 EGV zu verhindern. 

Aufgrund der Überlappung des Richtlinienentwurfs mit Regelungen aus dem Bereich der Arbeitsgesetzgebung, wie zum Beispiel der Entsenderichtlinie, sollte klargestellt werden, dass die Richtlinie das allgemeine Arbeitsrecht, einschließlich regionaler oder nationaler Tarifabkommen, sowie sonstige auf Beschäftigungsverhältnisse anzuwendende Gesetze nicht berührt. Eine entsprechende Änderung sollte in Art. 1 aufgenommen werden, da die Formulierung in Erwägungsgrund 58, "rein arbeitsrechtliche Fragen unberührt" zu lassen, nicht ausreicht. 

2. Kohärenz des Richtlinienentwurfs mit bestehender und ausstehender Gemeinschaftsgesetzgebung sowie mit Regelungen des Internationalen Privatrechts

Da die Dienstleistungs-Richtlinie in ihrer vorliegenden Form einen horizontalen Ansatz für eine große Anzahl von Dienstleistungen unterschiedlichster Art vorschlägt, sind viele Tätigkeiten unweigerlich von ihrem Anwendungsbereich betroffen, selbst wenn sie schon Gegenstand sektoraler Maßnahmen sind. Die Anhörung  der Experten am 11.11.2004 sowie verschiedene Konferenzen haben gezeigt, dass gegenwärtig unklar ist, in welchem Verhältnis der Vorschlag zu bestehender internationaler und europäischer Gesetzgebung als auch mit Gesetzesvorhaben in der EU steht. Beispiele hierfür sind die europäische Entsenderichtlinie, die Konvention Rom I und der Verordnungsentwurf Rom II, der Richtlinienvorschlag zur Anerkennung von Berufsqualifikationen oder die Richtlinie 2004/18/EG zur Vergabe öffentlicher Aufträge. (Die entsprechenden Ausführungen sind dem Arbeitsdokument vom 21. 12.2004 zu entnehmen).

3. Die Einführung des Herkunftslandprinzips:

Ein zentraler Punkt der vorgeschlagenen Richtlinie ist die Einführung des so genannten Herkunftslandprinzips (Art. 16), wonach Dienstleistungserbringer lediglich den Bestimmungen ihres Herkunftsstaats unterliegen. Der Herkunftsstaat ist für die Kontrolle des Dienstleistungserbringers und der von ihm erbrachten Dienstleistung verantwortlich, auch wenn der Dienstleistungsempfänger diese in einem anderen Mitgliedstaat erhält. Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip werden in erster Linie dort zugelassen, wo auf Gemeinschaftsebene bereits sektorale Harmonisierungsmaßnahmen bestehen.
In diesem Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass das von der Kommission in ihrem Begründungsentwurf an keiner Stelle in Frage gestellte oder diskutierte "Herkunftslandsprinzip" eigentlich kein eigenständiges Prinzip ist, sondern eine von vielen vom EuGH entwickelten Rechtsprechungen im Bereich des Binnenmarkts ist. Es wurde für den Bereich der Warenverkehrsfreiheit entwickelt
 und dann später mit Einschränkungen auf einzelne Dienstleistungen ausgedehnt
, nachdem abzusehen war, dass die Gemeinschaft bei der Umsetzung der Grundfreiheiten des Vertrages nicht wie vorgesehen vorankam. Das Herkunftslandsprinzip wird weder in den Verträgen ausdrücklich erwähnt, noch handelt es sich um ein übervertragliches Rechtsprinzip, an das es sich bei der Gemeinschaftsgesetzgebung zu halten gilt. Deshalb ist die Überschrift des Art. 16 des Richtlinienentwurfs auch irreführend. 
Während der Anhörung des EP wurden verstärkt Einwände gegen die generelle Festschreibung des Herkunftslandprinzips in einer Dienstleistungsrichtlinie vorgebracht, die im Arbeitsdokument vom 21.12.2004 ausführlich beschrieben wurden. 

� noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht





� Vgl. Mitteilung der Kommission vom 12.5.2004, KOM(2004)374


� Vgl.  Mitteilung der Kommission vom 12.5.2004, KOM(2004)374,  Anhang 1: "Der Begriff „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse“ bzw. „Dienste von


allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ wird in Artikel 16 und Artikel 86 Absatz 2 des EG-Vertrags


verwendet. Er ist weder dort noch im abgeleiteten Recht näher bestimmt. In der Gemeinschaftspraxis


herrscht jedoch weit gehende Übereinstimmung dahingehend, dass er sich auf wirtschaftliche


Tätigkeiten bezieht, die von den Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft mit besonderen


Gemeinwohlverpflichtungen verbunden werden und für die das Kriterium gilt, dass sie im Interesse der


Allgemeinheit erbracht werden."





� erstmals Urteil Cassis de Dijon, Rs. 120/78, Slg. 1979, 649 (664. Rn.14)


� Urteile v. 26.2.1991, Rs. C-154/89 (Kommission/Frankreich); v. 9.8.1994, Rs. C-43/93 (Vander Elst)
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